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Die ab dem 1. Mai 1957 herausgegebene 
Zeitung »Neues Leben« (Moskau) 
war eines der wichtigsten 
Propagandamedien für die 
»Sowjetdeutschen«.

Erfassungsblatt des Sondersiedlers 
Eduard Weilert, der sich einmal 
monatlich beim Kommandanten melden 
musste. Region Krasnojarsk, Sowchose 
Boschenowski, 1950–1951.

Noch ein Jahrzehnt nach dem Kriegsende standen die Deutschen 
als Personen minderen Rechts unter der Aufsicht der Sonderkom-
mandanturen des Innenministeriums. Sie durften sich nicht mehr 
als fünf Kilometer von ihrem Wohnort entfernen. Führungsposi-
tionen oder das Hochschulstudium blieben ihnen grundsätzlich 
verwehrt. 

Erst der Erlass vom 13. Dezember 1955 leitete die formalrechtliche 
Gleichstellung der Deutschen mit der übrigen Sowjetbevölkerung 
ein. Allerdings verbot er ausdrücklich die Rückkehr in die Heimat-
orte und schloss die Rückgabe des konfi szierten Vermögens aus. 
Immerhin ging diese Statusänderung mit der Möglichkeit einer be-
grenzten Wohnorts- und Berufswahl, einem offeneren Zugang zur 
mittleren Schule und Fachausbildung und einer eingeschränkten 
Zulassung zu einer akademischen Ausbildung einher. 
Es wurden gleichzeitig geringfügige Schritte zur Berücksichtigung 
einiger nationalkulturellen Bedürfnisse eingeleitet: In deutscher 
Sprache durften einige ideologisch korrekte und literarische Wer-
ke, eine zentrale und zwei regionale Zeitungen erscheinen. In so 
manch einer Dorfschule wurde der muttersprachliche Deutsch-
unterricht als Schulfach eingeführt. 

Mehr als 80 % der 2 Mio. UdSSR-Deutschen (1989) lebten nun ver-
streut in Sibirien, im Ural und in Zentralasien. In ihren Wohnor-
ten wurden sie von Kollegen und Vorgesetzten in der Regel als 
zuverlässige und tüchtige Arbeitskräfte geschätzt. Der Anteil von 
gemischtethnischen Ehen unter dieser Bevölkerung war einer der 
höchsten in der Sowjetunion. Das Ganze führte allmählich zur 
Übernahme der dominierenden russischen Sprache und der kul-
turellen Muster der Nachbarvölker. 

Die Nachkriegszeit: 
Sonderkommandantur, allmähliche 
Normalisierung des Alltagslebens, 
Perestroika
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Mit Arbeitskollegen in einer deutsch-
russisch-kirgisischen Kolchose, 
Kirgisien/Kirgistan 1963.

Siedlungsgebiete der deutschen Minderheit in der UdSSR vor 1941 und Ende der 1980er Jahre.

Viele berichteten über positive Erfahrungen des Zusammen-
lebens mit Nachbarn oder Arbeitskollegen etwa mit einem 
turk-islamischen Hintergrund in Kasachstan, Usbekistan, Kirgisien 
und anderswo. 
Aber die gesellschaftlich-politische Realität war eher enttäu-
schend: Es herrschten allgegenwärtige Korruption, Vetternwirt-
schaft, tief verwurzeltes Stammes- und Clandenken, Patrona-
ge-Klientel-Beziehungen, Bevorzugung der Titularnation beim 
Studienzugang oder bei der Besetzung wichtiger Posten im Partei- 
und Staatsapparat. 

Erst die Politik der Perestroika ab 1985 schuf gewisse Vorausset-
zungen zur Lösung des »deutschen Problems«. Mit der Verabschie-
dung des Gesetzes vom 26. April 1991 »Über die Rehabilitierung 
der repressierten Völker« hat das russländische Parlament die 
Deutschen als Opfer des Stalinismus anerkannt und umfassende 
Wiedergutmachung zugesagt.
Leider existiert der Großteil der Versprechungen, so die »Wieder-
herstellung der territorialen Integrität«, bis heute nur auf dem 
Papier.
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Brief der Aktivisten der 
Autonomiebewegung, H. Kaiser und 
E. Ulrich, an den Sekretär des ZK der 
KPdSU, O. Kuusinen, mit der Forderung 
einer umfassenden Rehabilitierung, 
u. a. angesichts des nahenden 200. 
Jahrestags der Einwanderung und der 
Ansiedlung an der Wolga, 6. März 1963.

Andrej Sacharow (4. v. l.) am Moskauer 
Bahnhof bei der Verabschiedung des 
Aktivisten der Ausreisebewegung 
Friedrich Ruppel (3. v. r.) und seiner 
Familie, 1974.

Obwohl die sowjetische Verfassung die nationale Gleichberechti-
gung versprach und die KPdSU den Internationalismus predigte, 
blieb die staatliche Diskriminierung in Bereichen wie Politik, Kul-
tur und Bildung bittere Realität. 

Die ungesühnten stalinistischen Verbrechen, die weit verbreite-
te Germanophobie und die fortgesetzten Benachteiligungen rie-
fen bei einem beträchtlichen Teil der Deutschen systemkritisches 
Denken und Handeln hervor.
Zunächst bemühte man sich vergeblich um die Wiederherstellung
der gesetzwidrig aufgelösten Wolgadeutschen Republik. Ohne die-
sen Schritt konnte keine substanzielle Wiedergutmachung erreicht 
werden, weil in der UdSSR die politische Interessenvertretung und 
die sprachlich-kulturelle Förderung von Nationalitäten an das 
Vorhandensein einer territorialen Autonomie gebunden war.

Obwohl der nach massiven Protesten verabschiedete Regierungs-
erlass vom 29. August 1964 den Vorwurf der Kollaboration mit 
NS-Deutschland aufhob, lehnte die Kremlführung die Forderun-
gen der Deutschen dennoch ab.
Das führte bei vielen Autonomieanhängern zu einem Identitäts-
wandel, was ein Samisdat-Werk, d.h. unzensierte, selbstverlegte 
Schrift, aus dem Jahr 1973 anschaulich bezeugte: »Von der Idee der 
Wiederherstellung der ASSR der Wolgadeutschen bis zur Idee der 
Emigration.« 

Dissens und Protest im
sowjetischen Unrechtsstaat
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Der Grad der Beherrschung der Muttersprache und die Akademikerquote bei einigen 
Minderheiten, u. a. Kalmücken und Balkaren, die ebenfalls im Krieg deportiert 
wurden, aber ihre Autonomien 1957 wiederhergestellt bekamen, gemäß den 
Volkszählungen von 1939 und 1989.

Strafprozess gegen mennonitische
Prediger Peter Derksen und Jakob
Wiens, Dorf Solnzewka, Gebiet
Omsk, 1969.

Ab 1955 versuchten die einst zwangsrepatriierten Ukrainedeut-
schen (»Administrativ-Umsiedler«) zu den in der BRD verblie-
benen Verwandten zu übersiedeln. Im Kampf um das Recht auf 
Emigration erhielten die Ausreisewilligen Unterstützung von so-
wjetischen Dissidenten um den herausragenden Wissenschaftler 
und Friedensnobelpreisträger Andrej Sacharow.

Die Hinwendung zum Glauben war ein weiterer Ausdruck der Un-
zufriedenheit und Nonkonformität. Überdurchschnittlich viele 
Deutsche fanden Halt und Geborgenheit vornehmlich in freikirch-
lichen Gemeinden. Diese forderten eine Nichteinmischung in die 
innenkirchlichen Angelegenheiten, missachteten das Missionie-
rungsverbot und praktizierten die – staatlich untersagte – Unter-
weisung der Kinder in der Glaubenslehre. Dutzende Prediger und 
aktive Gläubige wurden deshalb gerichtlich abgeurteilt; Tausende 
erlebten administrative und polizeiliche Schikanen, körperliche 
und verbale Gewalt.

Mit dem beharrlichen Einfordern ihrer religiösen, bürgerlichen 
und nationalen Rechte sowie mit ihrem Freiheitsdrang leisteten 
die Russlanddeutschen einen wichtigen Beitrag zum Zusammen-
bruch des sowjetischen Unrechtsstaates.

Muttersprachen-
beherrschung, in %

Zahl d. Akademiker
auf 1 000 Personen

1939 1989 1939 1989

Balkaren 98,9 93,7 1,3 110,7

Kalmücken 97,9 89,7 1,9 115,7

Chakassen 87,1 76,1 0,6 98,0

Kasachen 99,0 97,0 0,9 96,4

Usbeken 97,9 98,3 0,7 73,2

Juden 39,7 11,1 57,1 519,5

Deutsche 88,4 48,8 5,2 48,3

Landesdurchschnitt — — 6,4 108,4
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Grundgesetz, Art. 116(1):

Deutscher im Sinne dieses Grundgesetzes 
ist vorbehaltlich anderweitiger 
gesetzlicher Regelung, wer die deutsche 
Staatsangehörigkeit besitzt oder als 
Flüchtling oder Vertriebener deutscher 
Volkszugehörigkeit oder als dessen Ehegatte 
oder Abkömmling in dem Gebiete des 
Deutschen Reiches nach dem Stande vom 31. 
Dezember 1937 Aufnahme gefunden hat.

Angela Merkel:

Wir bekennen uns in Deutschland 
unmissverständlich auch zur Verantwortung 
für diejenigen, die als Deutsche in diesen 
Gebieten unter den Folgewirkungen des 
Zweiten Weltkrieges gelitten haben – 
unabhängig davon, ob diese Menschen in 
ihrer Heimat bleiben oder nach Deutschland 
kommen wollen.

Die Nachkriegszeit wurde in der Bundesrepublik 
maßgeblich von der Kriegsfolgenbewältigung ge-
prägt, von der Integration von Millionen vertrie-
benen Reichs- und Volksdeutschen. Im Grundge-
setz kam diese Problematik in Form von Paragraf 
116, Abs. 1 zum Ausdruck. 
Die Aussiedlerfrage ist ebenso aus den histori-
schen und politischen Verpfl ichtungen Nachkriegs-
deutschlands entstanden, das als Rechtsnachfolger 
des Dritten Reiches seinen Teil der Verantwortung 
für die bedrängte Lage der deutschen Minderhei-
ten in den osteuropäischen Staaten übernommen 
hat. Das betraf insbesondere die Deutschen in der 
UdSSR, die am schwersten unter den Folgen der 
NS-Eroberungspolitik leiden mussten. 

Führende deutsche Politiker bekräftigten immer 
wieder diesen Tatbestand, zuletzt die amtieren-
de Bundeskanzlerin Angela Merkel. Das Bundes-
vertriebenen- und Flüchtlingsgesetz (BVFG) aus 
dem Jahr 1953 bildet bis heute den Kern des sog. 
Kriegsfolgenrechts. 

Es schuf das Rechtssubjekt eines Aussiedlers, der 
bis 1992 den Vertriebenen gleichgestellt wurde. 
Ausschlaggebend für die Zuerkennung der Aus-
siedlereigenschaft ist das Kriegsfolgenschick-
sal der Betroffenen und nicht die Abstammung, 
Sprache oder Kultur.

Historische Verantwortung 
der Bundesrepublik für die 
Russlanddeutschen als Teil der 
Kriegsfolgenbewältigung
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Aussiedlungsdynamik aus der UdSSR bzw. GUS, einschließlich 
der andersethnischen Familienangehörigen, 1950-2018.

Verteilung der deutschen Staatsbürger aus dem sowjetischen 
bzw. postsowjetischen Raum auf Bundesländer, Zensus 2011.

Für lange Zeit ist es nur wenigen Sowjetbür-
gern deutscher Herkunft gelungen, in den Wes-
ten auszureisen: von 1950 bis 1986 schafften es 
nur 95 107 Personen. Das änderte sich gravie-
rend mit der beginnenden Demokratisierung der 
UdSSR im Zuge von Glasnost und Perestroika. 
Dem rasant gestiegenen Aussiedlerzuzug be-
gegnete die deutsche Politik mit gesetzlichen 
Einschränkungen: Antragstellung nur im Her-
kunftsland, minutiöser Nachweis des Kriegs-
folgenschicksals, Zuzugsobergrenze, Residenz-
pfl icht, Sprachtest …

Das Kriegsfolgenbereinigungsgesetz  (ab 01.01.1993
in Kraft) leitete mit dem Rechtskonstrukt des 
Spätaussiedlers das voraussehbare Ende des 
Anspruchs für diesen Personenkreis ein. Der Zu-
zug von (Spät-)Aussiedlern, der seither fast aus-
schließlich aus Einwohnern der ehem. UdSSR be-
stand, beträgt gegenwärtig nur einige Tausend 
Personen pro Jahr. Zurzeit leben in den Ländern 
der GUS noch etwa 600 000 Deutsche, vor allem 
in Russland und Kasachstan. 

Nach Ergebnissen des Zensus vom 9. Mai 2011 
sind in der Bundesrepublik insgesamt 3 Mio. 
265 Tsd. Personen erfasst, die entweder selbst 
oder deren Eltern in der ehem. UdSSR bzw. ih-
ren Nachfolgestaaten geboren sind. Von diesen 
sind 460 Tsd. Ausländer und 2 Mio. 805 Tsd. deut-
sche Staatsangehörige. Die letzteren stammen 
zu mehr als 90 % aus dem Kreis der einstigen 
(Spät-)Aussiedler. 

2,5 Mio. Bürger russlanddeutscher Herkunft sind 
in Deutschland die größte Bevölkerungsgruppe 
mit der längsten – knapp über 70 Jahre währen-
den – Diktaturerfahrung. Ihre historischen Erleb-
nisse bilden die Grundlage einer eigenständigen 
Erinnerungskultur und sind inzwischen zu einem 
integralen Bestandteil der deutschen Geschichte 
geworden.

Bundesland Absolute-
Zahl

Bevölke-
rungsanteil,

in %

Nordrhein-
Westfalen

750 140 4,3

Baden-
Württemberg

494 330 4,7

Niedersachsen 382 000 4,9

Bayern 369 370 3,0

Hessen 231 920 3,9

Rheinland-
Pfalz

202 700 5,1

Schleswig-
Holstein

67 250 2,4

Berlin 64 210 2,0

Hamburg 50 050 3,0

Sachsen 40 550 1,0

Saarland 29 790 3,0

Bremen 28 580 4,4

Brandenburg 24 480 1,0

Thüringen 18 520 0,9

Sachsen-Anhalt 18 260 0,8

Mecklenburg-
Vorpommern

13 620 0,9

Insgesamt 2 805 140 3,5

Zeitperiode Personen, 
absolut

Jahresdurch-
schnitt

1950-1970 22 492 1 071

1971-1986 72 615 4 538

1987-2005 2 239 296 117 858

2006-2018 61 927 4 764

Insgesamt 2 396 330 34 729
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BKDR
Das Bayerische Kulturzentrum der Deutschen aus Russland 
fungiert u.a. als Begegnungsstätte, Veranstaltungsort sowie als 
zentrale Anlaufstelle für die Deutschen aus Russland in Bayern. 
Es berät und unterstützt Kulturschaffende und Wissenschaftler 
der Zielgruppe und dokumentiert deren Geschichte anhand von 
Publikationen, Ton-, Audio- und Videoaufnahmen etc. Mit wech-
selnden Ausstellungen, Lesungen und Vorträgen möchten wir 
einen Einblick in die Geschichte und Kultur der Deutschen aus 
Russland geben, um auf diese Weise das Bewusstsein für das 
Schicksal dieser inzwischen sehr großen Bevölkerungsgruppe 
vermitteln. Unser Kulturzentrum versteht sich darüber hinaus als 
ein Ort für den Dialog zwischen den Deutschen aus Russland und 
allen anderen Bürgerinnen und Bürgern. Wir stehen bei Fragen 
selbstverständlich jedem Interessierten zur Verfügung. 
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